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Zu den Anforderungen an die Exkulpation nach § 833 S. 2 BGB beim Zusammenstoß eines 
KFZ mit einem entlaufenen Pferd 
 
§ 833 BGB, § 17 Abs. 4 StVG  
 
Urteil des BGH vom 14.02.2017 – VI ZR 434/15 – 
Aufhebung und Zurückverweisung des Beschlusses des OLG München vom 17.04.2015 – 24 U 4348/14 –  
 

Streitig sind u. a. Ansprüche auf Sachschadensersatz an einem Fahrzeug und Fortzahlung der 
Vergütung. Der Kläger ist der Arbeitgeber der beiden bei dem Unfall verletzten (Bei-) Fahrer 
eines Kleinbusses. Der Beklagte ist der Halter der beiden Pferde, die nach ihrem Ausbruch 
aus der Koppel auf der Staatsstraße 217 standen. Es kam zu einer Kollision des Kleinbusses 
mit einem der beiden Pferde, weil der Fahrer den Kleinbus nicht mehr rechtzeitig abbremsen 
konnte. Dabei wurden die beiden Mitarbeiter des Klägers verletzt. 
Die Pferde waren vor dem Unfallereignis auf einer Koppel untergebracht, die mit an Holzpfosten 
befestigten Elektrobändern eingezäunt war. Die Koppel befindet sich ca. 250m bis 300m von 
der Staatsstraße entfernt. Der Beklagte arbeitet hauptberuflich in einer Molkerei und hielt zwei 
trächtige Stuten, einen Hengst und einen Wallach, nach seinem Vortrag zum Zwecke der Pfer-
dezucht. 
Das LG Memmingen wies die Klage ab und das OLG München die Berufung durch Beschluss 
nach § 522 Abs. 2 ZPO zurück. 
Der BGH gab der Revision des Klägers statt und verwies die Sache zur erneuten Verhand-
lung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurück. Nach Ansicht des Senates habe der 
Beklagte nach § 833 S. 1 BGB grundsätzlich für den entstandenen Schaden einzustehen. Nach 
den Feststellungen des Berufungsgerichtes sei der Beklagte der Halter des den Unfall verursa-
chenden Pferdes. Bei dem Unfall habe sich eine typische Tiergefahr realisiert, denn das Aus-
brechen aus einer Koppel stelle ein der tierischen Natur entsprechendes unberechenbares und 
selbständiges Verhalten des Tieres dar (vgl. Rz. 9). Eine Entlastung von dieser grundsätzlichen 
Haftung räume § 833 S. 2 BGB nur dann ein, wenn der Schaden durch ein Haustier verursacht 
wird, das der Erwerbstätigkeit, dem Beruf oder dem Unterhalt des Halters, also einem wirt-
schaftlichen Zweck, zu dienen bestimmt sei. Eine Erwerbstätigkeit im Sinne des § 833 S. 
2 BGB sei jede Tätigkeit, die auf Gewinnerzielung gerichtet sei, d. h. die Tätigkeit müsse ob-
jektiv darauf angelegt und subjektiv davon getragen werden. Die Gewinnerzielungsabsicht 
müsse in objektiven Umständen ihren Niederschlag finden, d. h. es müsse eine realistische 
Möglichkeit bestehen, dass der Tierhalter, u. U. erst nach einer gewissen Anlaufzeit, auf Dauer 
gesehen aus der Tierhaltung Gewinne erwirtschafte (vgl. Rz. 13). Entgegen der Ansicht des Be-
rufungsgerichtes gebe es dafür keine Anhaltspunkte. Es fehle an jeglichen Feststellungen dazu, 
ob der der Pferdezuchtbetrieb objektiv darauf angelegt gewesen sei, Gewinn zu erwirtschaften, 
denn der Beklagte habe bisher nur Verluste mit der Pferdehaltung gemacht. Das Berufungsge-
richt habe zwar die Baugenehmigung für die Errichtung einer Pferdehalle mit zwölf Pferdeboxen 
als Begründung für die Erwerbstätigkeit des Beklagten herangezogen, jedoch dabei verkannt, 
dass die Baugenehmigung erst ein Jahr nach dem Unfallereignis erteilt wurde und dies für den 
Betrieb einer Pferdepension, nicht zum Zweck der Pferdezucht. Auch die Anmeldung eines 
landwirtschaftlichen Betriebes durch den Beklagten lasse für sich genommen keinen Rück-
schluss darauf zu, dass er eine Pferdezucht betrieben habe. Ferner sei die Beurteilung des LG 
München im Rahmen der Verschuldensabwägung (§ 17 Abs. 4 StVG) nicht zutreffend, dass der 
Beklagte die erforderliche Sorgfalt beobachtet habe (vgl. Rz. 17). Die Einzäunung der Koppel 
müsse so gestaltet sein, dass ein Entweichen der Tiere mit der Folge schwerer Unfälle verhin-
dert werde. Hier gälten hohe Anforderungen. Schließlich habe die Einzäunung nicht den Si-
cherheitsempfehlungen des Bayrischen Staatsministeriums entsprochen, wonach wegen 
der Nähe zur Staatsstraße zusätzlich zum Elektroband ein fester Zaun erforderlich gewesen 
wären (vgl. Rz. 22). 
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Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 14.02.2017 – VI ZR 434/15 –  
wie folgt entschieden: 
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